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Der direkte wirtschaftliche Zusatznutzen muss 
erkennbar sein 
Ökologisierung der wirtschaftlichen 
Entwicklungszusammenarbeit 

Tilman Altenburg und Anna Pegels 
German Institute of Development and Sustainability (IDOS) 

Bonn, 22. November 2023. Die Weltwirtschaft verändert 
sich in Richtung grüne Technologien und Geschäftsmo-
delle. In Entwicklungs- und Schwellenländern (ESL) wer-
den die sich daraus ergebenden Chancen aber meist 
noch nicht ausreichend genutzt. Die neue BMZ-Strategie 
für "Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung, Ausbildung und 
Beschäftigung" setzt auf einen grünen und inklusiven 
Strukturwandel und erkennt an, dass nur ein gerechter 
Übergang mit glaubwürdigen Co-Benefits gesellschaftli-
che Akzeptanz finden kann. 

Um den grünen Wandel in ESL zu beschleunigen, muss 
daher gezeigt werden, wie eine grünere Wirtschaft di-
rekte Vorteile für die Volkswirtschaft und die Mehrheit 
der Bürger*innen bieten kann – z.B. Beschäftigung, Ex-
porte oder Energiesicherheit. Die laufenden Kooperati-
onsportfolios müssen nun an diese Ausrichtung in der 
Kernthemenstrategie des BMZ angepasst werden. Wir 
schlagen folgende Anpassungen vor (für eine ausführli-
chere Version hier klicken): 

https://www.idos-research.de/fileadmin/user_upload/pdfs/veranstaltungen/2023/20231109_Input_paper_Conference_Greening_economies.pdf
https://www.idos-research.de/fileadmin/user_upload/pdfs/veranstaltungen/2023/20231109_Input_paper_Conference_Greening_economies.pdf


 

  
 

 

  

  

   

  

    
   

    
 

   
   

 

 

 
 

   
  

  
 

  

  
  
 

 
    

    
 

     
  

  
 

   
     

     

 
   

       
    

  

  
 

     

     
   

 
    

  
 
 

  
  

  
 

   
 

   
  

 
 

     
 

    
    

  
 

  
  

 
  

   
 

 
 

 
 

 

  

  
 

  
  

      
      

    

 

 

Der direkte wirtschaftliche Zusatznutzen muss erkennbar sein
Ökologisierung der wirtschaftlichen Entwicklungszusammenarbeit  

Armutsminderung über Einnahmen aus ökosozialen 
Steuerreformen: Die ESL müssen ihre Steuereinnah-
men erhöhen, z.B. für Investitionen in Infrastruktur, Bil-
dung und soziale Sicherheit. Es ist besser, uner-
wünschte Aktivitäten zu besteuern als erwünschte, z. B. 
Umweltverschmutzung anstelle von Einkommen oder 
Unternehmen. Preissignale sind für eine grüne Transfor-
mation unerlässlich und müssen nicht zu Lasten der Ar-
men gehen. Ökosoziale Steuerreformen, die Umweltver-
schmutzung bepreisen und umweltschädliche Subven-
tionen abschaffen, sind eine Win-Win-Option. Sie wer-
den politisch und gesellschaftlich akzeptabel, wenn die 
Einnahmen dazu verwendet werden, die Steuern auf 
produktive Güter zu senken und die Ausgaben zuguns-
ten der Armen zu erhöhen. Ökosoziale Steuerreformen 
sollten zur Priorität werden in allen deutschen Koopera-
tionsprogrammen zu wirtschaftlicher Entwicklung oder 
Klimawandel. 

Nachhaltige Städte als Konjunkturprogramm: Allein 
in Sub-Sahara Afrika müssen jährlich 15 Mio. Arbeits-
plätze geschaffen werden - aber wie? Die Verstädterung 
ist in vollem Gange, vor allem in Afrika und Südasien, 
und erfordert massive Investitionen in Gebäude und Inf-
rastruktur. Dadurch werden über Jahrzehnte hinweg 
enorme Kohlenstoffemissionen vorprogrammiert, wenn 
sich die Stadtplanung nicht grundlegend ändert: Hin zu 
gemischt genutzten Vierteln, kohlenstoffarmem Verkehr 
und nachhaltigen Gebäuden. Die gute Nachricht ist, 
dass das Bauen mit erneuerbaren Materialien statt emis-
sionsintensivem Stahl und Zement viele neue Arbeits-
plätze schafft, und dass gemischt genutzte Viertel eher 
kleine als große Unternehmen begünstigen. 

Geschäftsmodelle für nachhaltigen Konsum: Die Mit-
telschicht in Schwellenländern boomt, und ihre zuneh-
mende Kaufkraft führt häufig zu nicht nachhaltigen Kon-
sumgewohnheiten - Autokauf, Fast Fashion, Flugreisen. 
Diese Nachfrage für die grüne Wirtschaft zu nutzen, ist 
entscheidend und bietet großes Potenzial für die Part-
nerländer. Der lokale nachhaltige Konsum in ESL ist 
noch kein Schwerpunkt der deutschen Zusammenarbeit 
- sollte es aber sein, z.B. durch die Zusammenarbeit mit
dem Einzelhandel als Change Agent, Ökodesign-Richt-
linien, lokale grüne Verbraucherstandards und die För-
derung grüner Start-ups.

Inklusive grüne Finanzierung: Eine grüne Transforma-
tion erfordert hohe zusätzliche öffentliche und private In-
vestitionen. Erfreulicherweise gibt es immer mehr grüne 
Finanzinstrumente, vor allem in den Portfolios öffentli-
cher Banken. Dennoch besteht bei grüner Finanzierung 
die Gefahr, dass sie finanzielle Ausgrenzung verschärft. 
Wenn der Zugang zu erschwinglichen Finanzmitteln 
nicht gewährleistet ist, können strengere Umweltnormen 

kleine Unternehmen gefährden, die nicht in saubere 
Technologien investieren oder für Umweltzertifizierun-
gen bezahlen können. Politische Entscheidungsträger 
können unterstützt werden, Finanzinstrumente sowohl 
grün als auch inklusiv zu gestalten, z. B. durch die Er-
leichterung IT-gestützter Verfahren, um die Kosten für 
Kredite und Versicherungsprodukte für KMU und Haus-
halte zu senken. 

Grüne Industriepolitik: Industriepolitik und technologi-
sches Lernen haben in den aufholenden Ländern eine 
Schlüsselrolle gespielt, denen es gelang, die Produktivi-
täts- und Einkommenslücke gegenüber den reichen Na-
tionen zu schließen. Dennoch hat die Entwicklungszu-
sammenarbeit selten systematisch eine sektorweite Per-
spektive für einen produktivitätssteigernden Struktur-
wandel eingenommen. Mit dem Übergang zu einer glo-
balen grünen Wirtschaft ändern sich die Möglichkeiten 
der industriellen Entwicklung, und es werden neue tech-
nologische Fähigkeiten benötigt. Grüner Wasserstoff ist 
ein Beispiel, das Chancen für industrielle Entwicklung, 
wirtschaftliche Diversifizierung und technologisches Ler-
nen in Ländern mit guten Voraussetzungen für die Nut-
zung erneuerbarer Energien verspricht. 

Diese Vorteile ergeben sich jedoch nicht automatisch. 
Ohne nationalen Aufbau industriepolitischer Fähigkeiten 
können Wasserstoffinvestitionen leicht zu technologi-
schen Enklaven in ausländischer Hand werden, die eher 
der Rentengenerierung als der technologischen Ent-
wicklung dienen. Deutschland sollte wichtige industrie-
politische Institutionen unterstützen: Organisationen für 
technologische Vorausschau, Multi-Stakeholder-Platt-
formen und Fraunhofer-ähnliche Institute für vielverspre-
chende grüne Technologien. Parallel dazu sollte 
Deutschland Handelsmaßnahmen und –regeln unter-
stützen, die die Möglichkeiten von Ländern mit niedri-
gem Einkommen zur Umsetzung einer wirksamen grü-
nen Industriepolitik erweitern. 

Für alle oben genannten Bereiche gilt, dass sich die Her-
ausforderungen in ESL von denen in Ländern mit hohem 
Einkommen unterscheiden. Es ist daher unerlässlich, 
dass erfolgreiche und lokal angepasste Programme ge-
meinsam mit lokalen Partnern entwickelt werden. Ein ge-
rechter grüner Übergang, der über eine gesündere Um-
welt hinaus Vorteile bringt und von der Gesellschaft un-
terstützt wird, ist dann erreichbar. 
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